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Methoden der Gehweg -Befreiung  

18:00 Uhr ­ Check-In 

18:10 Uhr ­ Vortrag David Grünewald (45 Minuten)  

18:55 Uhr ­ Diskussion (max. 45 Minuten) 
 

Das Seminar wird aufgezeichnet, die gezeigten Folien und die Stimme des 
Referenten gibt es zum Nachhören.  

Aus Gründen des Datenschutz sind keine Wortmeldungen während des Vortrags 
möglich. Die anschließende Diskussion wird nicht aufgezeichnet. 

Der Link zur Diskussion mit anderen Teilnehmer:innen und zum Einreichen von 
Fragen findet sich in der Videobeschreibung. 
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Technische Details  

Oben links findest du dieses Symbol. Damit kannst du die Teilnehmer:innenliste  und den Chat 

ausblenden , wenn du nur den Vortrag sehen möchtest 

 

Oben rechts kannst du nach Klick auf die drei Punkte  die Konferenz als Vollbild  darstellen 

 

Während des Vortrags und bis zu Beginn der Diskussion ist die Sprechfunktion gesperrt 
(Datenschutz)  

Unten in der Mitte kannst du von Zuhören (Kopfhörer) zum Mikrofon wechseln . Es folgt ein 

kurzer Echotest, bei dem du dich selbst hörst (Kontrolle).  

Mit dem Kamerasymbol kannst du deine Kamera teilen  

Das dritte Symbol benötigst du heute nicht. Damit kann dein Bildschirm geteilt werden 

 

Oben rechts kannst du den Chat einblenden . Hier kannst du auch schon während des Vortrags 

Fragen stellen und mit anderen Teilnehmer:innen kommunizieren 
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Rechtshinweise  

Das Seminar wird aufgezeichnet, die gezeigten Folien und die Stimme des Referenten gibt 
es zum Nachhören. Aus Gründen des Datenschutzes sind keine Wortmeldungen während 
des Vortrags möglich. Die anschließende Diskussion wird nicht aufgezeichnet. 

 

Das Seminar ist eine wissenschaftliche und politische Auseinandersetzung mit der 
gültigen Rechtslage im Allgemeinen. 

 

Im Rahmen des Seminars findet keine Rechtsdienstleistung statt. 
Rechtsdienstleistung ist jede Tätigkeit in konkreten fremden Angelegenheiten, 
sobald sie eine rechtliche Prüfung des Einzelfalls erfordert.  

 

Für konkrete Fälle und Fragen im Einzelfall wenden Sie sich ausschließlich an 
zugelassene Rechtsanwält:innen . 
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Referent  

David Grünewald ist 29 Jahre alt und lebt seit 2011 in Darmstadt. Er studierte an 

der Technischen Universität Darmstadt und hat zuletzt den Master-Studiengang 

Maschinenbau mit Vertiefung in Digitalisierung und Produktentwicklung 

abgeschlossen. 

 

Während des Studiums war er drei Jahre Referent für Mobilität des AStA der TU 

Darmstadt (Studierendenvertretung). Dort beschäftigte er sich politisch mit der 

gesamten Bandbreite des Umweltverbunds: Öffentlicher Verkehr, Radverkehr und 

Fußverkehr. Nach der Tätigkeit beim AStA war er ein Jahr als Verkehrsplaner in 

einem privaten Ingenieurbüro mit Schwerpunkt auf Rad- und Fußverkehr tätig.  

 

Grünewald ist Gründungsmitglied und Vorstand im Verein weGErecht und 

Vorstandsmitglied beim VCD Darmstadt-Dieburg. Er initiierte den Radentscheid 

Darmstadt und ist dessen Sprecher. Er berät bundesweit Radentscheide und 

Volksbegehren zur Verkehrswende. Aktuell bereitet er in einem breiten Bündnis 

das Verkehrswendegesetz für ein Volksbegehren in Hessen vor. 
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weGErecht e.V. 

Wir sind ein junger Verein aus Darmstadt, gegründet im Frühjahr 2016. 

 

Der Verein setzt sich für eine gerechte Berücksichtigung insbesondere der Belange von Fußgänger:innen und 

Radfahrer:innen gk Tcpicfpqecqafcfcl cgl, Bcp @cepgdd ´ecpcafrc @cpĈaiqgafrgesle§ gqr b_`cg uĂprjgaf xs lcfkcl8

weGErecht konzentriert sich grundsätzlich auf die Information über die für den Fuß - und Radverkehr geltende 

Rechtslage und deren Durchsetzung. Dafür wird der Verein bei Bedarf die vorhandenen rechtsstaatlichen 

Prüfungsprozesse nutzen. 

 

weGErecht will erreichen, dass es auf Darmstadts Wegen und Straßen gerecht und sicher zugeht und jeder seine Ziele 

erreicht. Wer zu Fuß geht, auf einen Rollstuhl angewiesen ist oder Rad fährt, erlebt häufig, dass die vorgesehenen Wege 

nicht benutzbar sind. Manche sind unsicher geführt, andere zugeparkt. Das wollen wir ändern. 

 

weGErecht beteiligt sich daher in der Regel nicht an politischen oder planerischen Meinungsfindungsprozessen. Der 

Verein tritt somit auch nicht in Konkurrenz zu den in diesen Bereichen etablierten Interessenvertretungen und 

politischen Gruppierungen. 
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Thesen 

1. Der Vollzug demokratisch erstrittenen Rechts ist 

Kernbereich des Rechtsstaats 

2. Es gibt ein schwächer ausgeprägtes Regelungsdefizit 

und ein stärker ausgeprägtes Vollzugsdefizit 

3. Verfassungskonform zustande gekommene Vorschriften 

nicht umzusetzen ist Willkür und einer Demokratie 

unwürdig  

4. Willkür herrscht im Polizeistaat  
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Gliederung  

Streitfall: Gehweg  

Á Auseinanderfallen von Rechts- und Planungsgrundlagen gegenüber der Praxis 

Maßnahmen des Ordnungsrechts  

Á Was kann ich tun? 

Á Was können die Polizei- und Ordnungsbehörden tun? 

Maßnahmen des Straßenverkehrsrechts  

Á Was kann ich tun? 

Á Was können die Straßenverkehrsbehörden tun? 

Öffentlichkeitsarbeit  

Á Die Macht der Bilder 

Fazit  
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STREITFALL: GEHWEG 
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Streitfall: Gehweg  

(1) 1Wer zu Fuß geht, muss die Gehwege benutzen.  2Auf der Fahrbahn darf nur gegangen werden, wenn die Straße 

weder einen Gehweg noch einen Seitenstreifen hat. 3Wird die Fahrbahn benutzt, muss innerhalb geschlossener 

Ortschaften am rechten oder linken Fahrbahnrand gegangen werden; außerhalb geschlossener Ortschaften muss am 

linken Fahrbahnrand gegangen werden, wenn das zumutbar ist. 4Bei Dunkelheit, bei schlechter Sicht oder wenn die 

Verkehrslage es erfordert, muss einzeln hintereinander gegangen werden. 

(2) 1Wer zu Fuß geht und Fahrzeuge oder sperrige Gegenstände mitführt, muss die Fahrbahn benutzen, wenn auf 
dem Gehweg oder auf dem Seitenstreifen andere zu Fuß Gehende erheblich behindert würden.  2Benutzen zu Fuß 

Gehende, die Fahrzeuge mitführen, die Fahrbahn, müssen sie am rechten Fahrbahnrand gehen; vor dem Abbiegen nach 

links dürfen sie sich nicht links einordnen. 

­ § 25 Abs. 1 und 2 StVO 

11 



Streitfall: Gehweg  

Quelle: Leon Baur, FUSS e.V. Darmstadt, Wenckstraße 
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Streitfall: Gehweg  

Nutzungskonkurrenzen,  

grundsätzlich 1 illegal  

Á (geparkte) Kraftfahrzeuge 

Á fahrende Fahrräder 

 

Nutzungskonkurrenzen,  
grundsätzlich 1 legal  

Á Schildermasten, Laternen 

Á abgestellte Fahrräder 

Á Versorgung: Verteilerkästen 

Á Entsorgung: Hausmüll 

 
1 grundsätzlich,  juristisch: in der Regel, Ausnahmen 

sind möglich 

Darmstadt, Wenckstraße 
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Streitfall: Gehweg  

Quelle: Urheberschaft unklar, https://t1p.de/hdwy  

14 

https://t1p.de/hdwy


MAßNAHMEN DES 

ORDNUNGSRECHTS 
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Spannungsfeld Opportunitätsprinzip  

Á Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten im pflichtgemäßen Ermessen (§ 47 Abs. 1 OWiG) 

Á ´?saf bcpbewusste Rechtsanwendungsverzicht nach Maßgabe des Opportunitätsprinzips ist Rechtsanwendung 

und nicht willkürlicher Gebrauch von Entschließungs- oder Entscheidungsmacht. Aller staatlichen Gewaltausübung 

geht die inhaltliche Weisung durch Gesetz und Recht voraus.  

Á Die Grundlage der Entscheidung darf nicht vom Entscheidenden stammen , man nennt das Regelung. Y·[ 

Á Indem der Gesetzgeber einen Bußgeldtatbestand setzt, missbilligt er das beschriebene Verhalten und verlangt als 
normative Regel die Ahndung . Die Schaffung materiellen Straf- oder Ordnungswidrigkeitenrechts impliziert 

zugleich eine Entscheidung für das Legalitätsprinzip.  

Á Bei erfülltem Tatbestand Wahlfreiheit ohne jede Präferenz, den Verfolgungsbehörden opportunistische 

Opportunität  einzuräumen, setzt den Bürger der Willkür  aus, und gibt überdies auch dem Rechtsanwendenden 

keinen Inhalt seiner Pflicht. Regelmäßig rechtfertigt die Eingriffsnorm den Amtsträger in seinem Tun, weil sie 

seiner Entscheidung vorausgeht. Infolgedessen muss der Amtsträger sich durch nichts anderes erklären als durch 

die Anwendung des Rechts.  

Á Einer Begründung  bedarf demgegenüber die durch das Opportunitätsprinzip eröffnete Entscheidung für die 

Nichtverfolgung einer Tat. Auch im Ordnungswidrigkeitenrecht gilt somit, bei aller Rücksicht auf die 

Erfordernisse des Lebens, als Prinzip: Die gesetzwidrige Tat ist zu verfolgen ,§ 
­ Karlsruher Kommentar, 5. Aufl., OWiG-Mitsch, Einleitung Rn. 155, 156 
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Folgen rechtswidriger Einstellung  

Á Ńichtverfolgung  einer Ordnungswidrigkeit ohne sachlichen Grund  ist rechtswidrig . Der Beamte, der sie verfügt, 

verstößt ebenso gegen das Gesetz wie der Beamte, der zu solchem Verhalten anweist . Der Kreis sachbezogener 

Gründe ist weit gezogen, aber nicht grenzenlos. Praktisch werden Bedenken fehlender Rechtlichkeit dadurch 

gemindert, dass die Entscheidung über die Nichtverfolgung formell keiner Begründung bedarf; denn sie ist nicht 

anfechtbar (§ 46 Abs. 1 iVm. § 34 StPO).  

Á Außerdem fällt ein Verstoß des Amtsträgers gegen die Pflichtigkeit seiner Opportunitätsentscheidung weder unter 

§§ 258, 258a StGB (Tröndle § 258a Rn 4; Lackner § 258a Rn 3) noch unter § 339 StGB (aA Baisch Der Schutz des 

Opportunitätsprinzip im OWi-Recht durch den Tatbestand der Rechtsbeugung, Diss. Tübingen 1992).  

Á Eine Ordnungswidrigkeitennorm  der Ahndungsvereitelung aus sachfremden Gründen besteht nicht. Die Dogmatik  

zur Teilnahme eines Amtsträgers an Delikten durch Unterlassen (§§ 14, 8) ist strafrechtlich erst im Werden , 

aber auf das Ordnungswidrigkeitenrecht übertragbar (§ 14 Rn 81 ff.).  

Á Von Seiten der Bürger ist die Behörde weithin freigestellt, das Interesse der Betroffenen an ihrer eigenen Ahndung 

ist gering, der Verletzte hat keine Rechtsbehelfe und das Klageerzwingungsverfahren ist ausgeschlossen (§ 46 Abs. 

1 Q, 1'§ 
­ Karlsruher Kommentar, 5. Aufl., OWiG- Mitsch, Einleitung Rn. Rn. 163 
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Tateinheit und Tatmehrheit  

OWiG ­ § 19 Tateinheit  

(1) Verletzt dieselbe Handlung mehrere Gesetze, nach denen sie als Ordnungswidrigkeit geahndet werden kann, oder 

ein solches Gesetz mehrmals, so wird nur eine einzige Geldbuße festgesetzt. 

(2) Sind mehrere Gesetze verletzt, so wird die Geldbuße nach dem Gesetz bestimmt, das die höchste Geldbuße androht. 

Auf die in dem anderen Gesetz angedrohten Nebenfolgen kann erkannt werden. 

 

 

OWiG ­ § 20 Tatmehrheit  

Sind mehrere Geldbußen verwirkt, so wird jede gesondert festgesetzt. 
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Praxismodul  

Fach- und Dienstaufsichtsbeschwerde  

Beschwerderecht ergibt sich aus:  

´Hcbcpk_ll f_r b_q Pcafr* qgaf cglxcjl mbcp gl Eckcglqaf_dr kgr _lbcpcl qafpgdrjgaf kgr @grrcl mbcp

@cqafucpbcl _l bgc xsqròlbgecl Qrcjjcl slb _l bgc Tmjiqtcprpcrsle xs uclbcl,§ 

­ Art. 17 GG 

 

Abgrenzung  

Á Beamte:in schleppt nicht ab Ą Fachaufsichtsbeschwerde 

Á Beamte:in reagiert patzig und auf menschlicher Ebene unangemessen Ą Dienstaufsichtsbeschwerde 

Á Dienst- und Fachaufsichtsbeschwerde können miteinander verbunden werden  

 

Mögliche Folgen  

Á Aufsicht gibt Beschwerde statt Ą Höhere Erfolgsaussichten beim nächsten Mal 

Á Aufsicht weist Beschwerde zurück Ą Ansatzpunkt ist nicht mehr einzelne:r Beamte:in vor Ort, sondern 

Amtsleitung und politische Spitze 
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Praxismodul  

Umsetzen und Abschleppen I  

Á Sowohl beim Abschleppen  als auch beim Umsetzen eines Fahrzeuges wird dieses von seinem bisherigen 

Standort , an welchem es falsch geparkt wurde, entfernt  

Á Das Umsetzen wird definiert als das polizeilich veranlasste Verbringen eines Fahrzeuges zur Abwehr 

einer Gefahr  für die öffentliche Sicherheit und Ordnung, von dem bisherigen Standort an einen anderen 

(erlaubten) Stellplatz auf öffentlicher Verkehrsfläche  durch beauftragte private Abschleppfirmen oder 

mit polizeieigenen Mitteln  

Á Im Gegensatz hierzu wird das Fahrzeug beim Abschleppen  nicht auf eine andere, öffentliche 

Verkehrsfläche abgestellt, sondern in der Regel auf den Betriebshof des Abschleppunternehmens 

verbracht 

Á Vor entsprechenden Anordnung wird geprüft, ob nicht eine andere (weniger belastende) Maßnahme 

ergriffen werden kann und die mit dem Umsetzen verbundenen Nachteile für Betroffene nicht 

erkennbar außer Verhältnis zu dem erstrebten Erfolg (Beseitigung der konkreten Gefahr oder die 

Beendigung der Behinderung anderer Verkehrsteilnehmer) stehen 

Á Für die Anordnung  des Umsetzens sind Kommunal polizei  sowie Polizei  zuständig 
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Praxismodul  

Umsetzen und Abschleppen II  

Á Im Hinblick auf die hohe Verkehrsdichte und die in vielen Bereichen begrenzten Möglichkeiten zum 

Halten und Parken werden Fahrzeuge häufig so abgestellt, dass konkrete Gefahren für die öffentliche 

Sicherheit oder Ordnung   entstehen und dadurch insbesondere Verkehrsgefährdun gen oder -

behinderungen zu befürchten sind 

Á Die Überwachungskräfte verpflichtet, neben den gebotenen Ahndungsmaßnahmen stets zu prüfen , ob 

diese Fahrzeuge zur Abwehr der Gefahren umgesetzt oder abgeschleppt  werden müssen 

Á Eine Umsetzung  erfolgt als milderes Mittel regelmäßig dann, wenn in unmittelbarer Nähe des 

verkehrswidrig abgestellten Fahrzeugs eine öffentliche Fläche zur Verfügung steht, an welcher das 

Fahrzeug zulässig abgestellt werden  kann. In allen anderen Fällen wird abgeschleppt  

 

Á Hinweis: ein Strafzettel ist kein geeignetes Mittel zur Beseitigung der Gefahr  
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Praxismodul  

Umsetzen und Abschleppen III  

Regelfälle für Umsetzen und Abschleppen  

Á Halteverbotsstrecken, die mit Zeichen 283 (Haltverbot), 

295/296 (durchgezogenen Linie) und 297 (Richtungspfeile) 

der Straßenverkehrsordnung (StVO) gekennzeichnet sind, 

wenn die Gefahr risikoreicher Fahrstreifenwechsel oder 

erheblicher Rückstaubildung besteht, 

Á Haltestellen (Z 224 StVO), Taxenstände (Z 229 StVO), 

Sonderfahrstreifen für den öffentli chen Personennahverkehr 

(Z 245 StVO) und Schienenbahngleise, 

Á vor und in amtlich gekennzeichneten Feuerwehrzufahrten, 

Á eingeschränkte Haltverbotsstrecken (Z 286 StVO) mit 

Xsq_rxqafgjb ´Ip_drmklg`sqqc &Qgll`gjb' dpcg§* 

Á eingeschränkte Haltverbotsstrecken, wenn die Gefahr 
besteht, dass der Lieferverkehr in den zweiten Fahrstreifen 

verdrängt wird und dadurch risikoreiche 

Fahrstreifenwechsel verursacht werden; dies gilt auch für 

absolute Haltverbotsstrecken, in denen durch Zusatzschild 

Lieferverkehr erlaubt ist, 

Á benutzbare Radwege, durch Z 237 StVO gekennzeichnete 

Radfahrstreifen auf der Fahrbahn und gemeinsame bzw. 
getrennte Fuß - und Radwege (Z 240 oder 241 StVO) , 

Á Gehwege, wenn dadurch der Fußgängerverkehr 
erheblich behindert wird , 

Á Fußgängerüberwege sowie 5 m davor (Z 293) sowie vor 
und hinter Kreuzungen und Ein mündungen bis zu je 5 
m von den Schnittpunkten der Fahrbahnkanten , 

Á Parkplätze zugunsten der mit besonderem Parkausweis 

versehenen  Schwerbehinderten mit außergewöhnlicher 

Gehbehinderung und Blinden, Sonderparkplätze für Car-

Sharing-Fahrzeuge, Sonderparkplätze für E-Ladestationen, 

Á Verbotsstrecken, die aus Gründen der öffentlichen 

Sicherheit (gem. § 45 Abs. 1 Nr. 5 StVO) eingerichtet 

worden sind, einschließlich zugehöriger Gehwege, für 

mehrspurige Fahrzeuge in Fußgängerbereichen (Z 242/243 

StVO), außerhalb der für den Ladeverkehr erlaubten Zeiten. 
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Pflichtgemäßes Ermessen  

Grundsätzlich ist bei Umsetzung/Abschleppen Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu wahren. Rechtmäßigkeit kann von 

Vornerhein angenommen werden z.B. bei: 

Á Behinderung des fließenden Verkehrs durch Hineinragen in die Fahrbahn (BVerwG DAR 2002, 424) 

Á Parken auf einer Busspur oder in einer Bushaltestellenbucht (VGH Kassel NJW 1984, 1197) 

Á Parken vor eine Bordsteinabsenkung (BVerwG NZV 2002 , 285 f. = DAR 2002, 424 f.)  

Á Parken auf einem Behindertenparkplatz (OVG Schleswig NVwZ-RR 2003, 647 = NZV 2004, 216; OVG Koblenz 

DAR 2005, 291) 

Á Behebung von Behinderungen bei Bauarbeiten (VGH Mannheim NJW 2003, 3363) 

Á Parken im absoluten Halteverbot (BVerwG NJW 90, 931; OVG Münster NZV 90, 407; VGH Kassel NZV 90, 408) 

Á Parken mit Kfz auf einem Radweg (OVG Hamburg NJW 2001, 168 ff. = NZV 2001, 52 ff.)  

Á Parken in schmaler Straße gegenüber einer Grundstücksausfahrt (OVG Koblenz DAR 1999, 421)  

Á Hingegen soll das Gehwegparken als solches noch nicht die Umsetzung des Kfz rechtfertigen, sofern die 

Fußgänger nicht konkret behindert werden ; auch die bloße Verhinderung einer negativen Vorbildwirkung 

ohne konkrete oder abstrakt gefährliche Behinderung wahrt den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz nicht 

(BVerwG NZV 2002 , 285 f. = DAR 2002, 424 f.)  
Quelle: Verkehrslexikon, Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit und dessen Wahrung bei verschiedenen Park- oder Haltverstößen, 

https://verkehrslexikon.de/Texte/KfzUmsetzung12.php  

vgl. Hell -Meyer / Ernst in DAR 2005, 495 ff "Abschleppen von Kfz nach Park- u. Haltverbotsverstößen" 
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Praxismodul  

Umsetzen und Abschleppen IV  

Wie läuft ein Anruf bei Kommunalpolizei ab?  

Á ´Esrcl R_e* 

Á an der Kreuzung Straße X/Y btw. Hausnummer 123 parken zwei Fahrzeuge im 5-m-Bereich.  

Á Dies ist ein Regelfall für das Umsetzen und Abschleppen. Ich gebe Ihnen die Fahrzeugdaten durch, damit Sie die 

Halterfestellung einleiten können.  

Á Kennzeichen des ersten Fahrzeugs: DA XX 1234, Modell: VW Polo, Farbe: rot. Kennzeichen des zweiten Fahrzeugs: 

OF ZZ 1234, Modell Mercedes Benz, Farbe: silbergrau.  

Á Bitte senden Sie eine Streife, damit das Abschleppen vor Ort angeordnet werden kann, sofern der Fahrer nicht oder 

nicht rechtzeitig zu ermitteln war.  

Á Tgcjcl B_li § 
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Praxismodul  

Umsetzen und Abschleppen IV  

Was tue ich, wenn ich vor Ort auf die Kommunalpolizei gewartet habe?  

Á Du hältst dich komplett im Hintergrund und beobachtest nur das Geschehen . Sprich die Beamten nicht aktiv 

an, sondern lasse sie einfach ihre Arbeit machen . Notiere dir allenfalls das Kennzeichen des Streifenwagens . 

Mach keine Fotos der Beamten . 

Á Falls nur Strafzettel geschrieben werden und keine Umsetzung veranlasst wird, rufe erneut bei der Leistelle an: 

´Esrcl R_e* gaf f_`c Gflcl ececl VV Sfp xucg D_jqafn_picp _l bcp Ipcsxsle Qrp_Óc V-W `xu, F_sqlskkcp /01

gemeldet. Es handelt sich um einen Regelfall für das Umsetzen oder Abschleppen . Eine Streife  (mit dem 

Kennzeichen DA ST 123) war vor Ort . Die Fahrzeuge wurden nicht abgeschleppt und damit wurde die Gefahr 

nicht beseitigt . Ein Strafzettel alleine stellt kein geeignetes Mittel  für die Gefahrenbeseitigung dar. Die Fahrzeuge 

müssen entfernt werden. Mildere Mittel für das Abschleppen sind das Umsetzen oder das selbstständige 

Wegfahren  durch den für das Fahrzeug verantwortlichen Fahrer (vermiedene Umsetzung). Wie verfahren wir 

weiter?§ 

Á Falls Leitstelle nicht einsichtig gqr8 ´@grrcverbinden Sie mich mit Ihrer Vorgesetzen , Tgcjcl B_li § 

Ą Den Fall erneut schildern, jetzt sollte es aber wirklich klappen 

Ą Falls nicht: Dienst- bzw. Fachaufsichtsbeschwerde  
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Begrifflichkeiten zur Umsetzung  

(1) Eine vermiedene Umsetzung ist dann gegeben, wenn die Bemühungen (z. B. Klingeln an der Halteranschrift ) zur 

Ermittlung einer verantwortlichen Person (Nr. 16 dieser GA) dazu führen, dass eine solche erreicht und so die 

Anordnung einer Umsetzung vermieden werden kann. Auch in diesen Fällen ist für die Erhebung der Kosten für den 

Polizeieinsatz stets ein Umsetzvordruck zu fertigen (Nr. 24 Abs. 2 dieser GA).  

(2) Ist bereits ein Umsetzunternehmen beauftragt worden, bevor eine verantwortliche Person das Fahrzeug entfernen 

konnte, handelt es sich nicht um eine vermiedene Umsetzung, sondern um eine Leerfahrt  (ggf. Fehlfahrt) bzw. eine 

begonnene  oder durchgeführte Umsetzung .  
­ Der Polizeipräsident in Berlin 10. September 2014, PPr St 1414 ­ 05325/20  
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Praxismodul  

Umsetzen und Abschleppen V  

Was passiert am Wochenende, wenn das Ordnungsamt zu hat?  

Es kann alternativ immer die Landespolizei gerufen werden. Die Landespolizei ist verpflichtet, mit der Kommunalpolizei 

zusammenzuarbeiten. Entweder kann die Landespolizei die Kommunalpolizei über interne Wege erreichen oder kümmert sich 

selbst, wenn die Kommunalpolizei nicht verfügbar ist (Pflicht zur Vollzugshilfe, Eilzuständigkeit; § 1 HSOG) 

Rcjcdmlecqnpòaf `cegllcl kgr8 ´Esrcl R_e* ecplc fòrrc gaf bgc Imkksl_jnmjgxcg cppcgafr* jcgbcp ecfr lgck_lb _lq Rcjcdml,

Deshalb wende ich mich an die Polizei, damit Sie den folgenden Auftrag entweder an die Kommunalpolizei weiterreichen oder aber 

selbst abarbeiten. Es geht um das gefährdende Parken in der X-Straße 123 in A-Bmpd* Pcecjd_jj dĈp b_q ?`qafjcnncl,,,§ 

 

Was passiert, wenn ich die Polizei rufe und der Autofahrer nicht mehr vor Ort auf dem Gehweg parkt?  

Es kann vorkommen, dass dich die Polizei zurückruft, wenn sie das fragliche Auto nicht findet. Weiter passiert nichts. Es sind keine 

Fälle bekannt, in denen auf Zeug:innen lce_rgtc Imlqcosclxcl ugc ´Einatz `cx_fjcl§ xsecimkkcl uòpcl, Bs i_llqr tmp ?`qcrxcl

der telefonischen Meldung ein Foto machen, aus dem die Lage erkennbar wird. Dann kannst du im Zweifel beweisen, dass der 

Einsatz nötig war und eine Ordnungswidrigkeitsanzeige (z.B. über weg-li.de) stellen.  

 

Darf ich die 110 nutzen?  

H_* b_ececl gqr lgafrq cglxsuclbcl, Cq egjr* ´jgc`cp cglk_j xs tgcj _jq cglk_j xs uclge bgc Nmjgxcg psdcl,§ Bcp Tmprcgj bcp /10 ist, 

dass Gespräche aufgezeichnet werden. Weigert sich die Leitstelle, ein Fahrzeug zu entsenden oder kündigt direkt an, dass sie nicht 

abschleppen werde, kannst du später mit Hinweis auf die genaue Anrufzeit eine Beschwerde einreichen. Die Beschwerdestelle wird 

sich die Aufzeichnung anhören und kann den Fehler der Disponentin nachvollziehen. 
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Praxismodul  

Abschaffung privater Sicherheitsdienste  

1. Die den kommunalen Polizeibehörden gesetzlich zugewiesene 
Verpflichtung der Überwachung des ruhenden Verkehrs und die 
Ahndung von Verstößen sind hoheitliche Aufgaben. Mangels 
Ermächtigungsgrundlage dürfen sie nicht durch private 
Dienstleister durchgeführt werden. 

2. Die Überlassung privater Mitarbeiter nach dem 
Arbeitnehmerüberlassungsgesetz (AÜG) zur Durchführung 
hoheitlicher Aufgaben ist unzulässig. 

3. Die Bestellung privater Personen nach § 99 HSOG zu 
Hilfspolizeibeamten der Ortspolizeibehörden ist gesetzeswidrig. 

4. Der von einer Stadt bewusst durch "privaten Dienstleister in 
Uniform der Polizei" erzeugte täuschende Schein der 
Rechtsstaatlichkeit, um den Bürgern und den Gerichten 
gegenüber den Eindruck polizeilicher Handlungen zu 
vermitteln, ist strafbar.  

 
Quelle: OLG Frankfurt am Main, Beschluss vom 03.01.2020 ­ 2 Ss OWi 963/18  

Quelle: Hessenschau, 21.01.2020 
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Praxismodul  

Ordnungswidrigkeitsanzeige  

Á Ordnungswidrigkeiten können von Amts wegen oder durch eine Privatperson zur 

Anzeige gebracht werden 

Á Für den Verkehrsbereich bietet das Online -Tool weg-li.de  eine große Hilfe.  

Á Lädt man ein Foto aus dem Smartphone in die Eingabemaske, werden Ort, Zeit, 

Kennzeichen und Farbe des Fahrzeugs automatisiert  in eine Anzeige übertragen.  

Á An Hand des Tatorts wird der richtige Ordnungsbezirk ermittelt.  

Á Durch einfache Auswahl in einem Menü lässt sich der richtige Tatbestand inkl. 

Konkretisierung  ermitteln  

Á Anzeige ist mit einem Klick versendet 

Á Es können auch viele Fotos auf einmal hochgeladen und verschiedenen 

Anzeigen zugeordnet  werden 

Á Inoffizielle Nachfolge der App Wegeheld 

Á Datenpunkte werden auf Falschparker-Karte übertragen 
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Datenschutz für Zeug:innen  

Á Es ist zwischen Anhörungsbogen  und Bußgeldbescheid  

zu unterscheiden 

Á Vor dem Bußgeldbescheid erhält man den 

Anhörungsbogen. Wird die Verwarnung direkt bezahlt, 

ergeht kein Bußgeldbescheid 

Á Anhörungsbogen gibt Möglichkeit auf rechtliches Gehört 

Á Genaue Angaben von Zeugen mit Name und Wohnort in 

Anhörungsbogen nicht notwendig. Angabe 

´@cucgqkgrrcj8 Xcsec&l'* Dmrm§ eclĈer 

Á Aus Gründen der Datensparsamkeit damit verboten 

Á Ergeht ein Bußgeldbescheid  wird Name und Wohnort 

bekannt gegeben 

Á Über Akteneinsicht erhält Betroffene:r weiterhin Namen 

und Wohnort von Zeugen 
­ Karlsruher Kommentar, 5. Aufl., OWiG-Mitsch, OWiG § 66 Rn. 20 
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Datenschutz für Zeug:innen  

Schreiben an Datenschutzbeauftragen des Landes und Antwort:  
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
im Ordnungsrecht ist es nicht selten, dass Bürgerinnen und Bürger 
auch mal selbst eine Ordnungswidrigkeitenanzeige bei der Stadt 
aufgeben. Bspw. aufgrund eines behindernd parkenden KFZ. 
 
Die Stadt Darmstadt benennt dabei bereits auf dem Anhörungsbogen 
bzw. Bußgeldbescheid den vollen Namen der anzeigenden 
Person/der Zeugen. So habe wurde ich erst kürzlich mit einem 
solchen Bescheid konfrontiert auf dem mein Name genannt war. 
Aufgrund meines eher seltenen Namens war ich für den Angezeigten 
sehr einfach zu ermitteln. 
 
Andere Städte und auch das für die Bußgeldbescheide in 
Verkehrsordnungswidrigkeiten für Hessen zuständige 
Regierungspräsidium Kassel nennen auf Ihren Bescheiden allerdings 
keine Namen. Dort werden die Zeugen erst im Rahmen eines 
Widerspruchs durch Akteneinsicht bekannt. 
 
Die Nennung der Namen ist bei einem ersten Bescheid nach meiner 
Auffassung daher unnötig. Für das Rechtsschutzinteresse des 
Angezeigten reicht die Einsichtnahme über das 
Widerspruchsverfahren vollkommen aus. Die regelmäßige 
Benennung der Zeugen verstößt nach meiner Auffassung daher u.a. 
dem Grundsatz der Datensparsamkeit.  
 
Ich würde mich freuen, wenn Sie den Sachverhalt prüfen könnten 
und ggf. die Stadt Darmstadt dazu bewegen unnötige Zeugendaten 
nicht weiter auf den Bescheiden zu benennen. 

 

Mit freundlichen Grüßen  

31 



Falschparker -Karte 

 

Quelle: http://wege -frei.heikozelt.de/  Falschparker-Karte für Deutschland. Quelle: http://wege -frei.heikozelt.de/  
32 



Falschparker -Karte 

Quelle: Wikimedia Commons, Pop density of Germany (public domain) Falschparker-Karte für Deutschland. Quelle: http://wege -frei.heikozelt.de/  
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Falschparker -Karte 

 

Quelle: http://wege -frei.heikozelt.de/  Falschparker-Karte für Darmstadt. Quelle: http://wege -frei.heikozelt.de/  
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Praxismodul  

Der richtige Tatbestand  

Á Eine Behinderung im Sinne der StVO liegt vor, sobald der Fußverkehr durch das widerrechtlich abgestellte 
Fahrzeug den Gehweg nicht oder nur eingeschränkt nutzen kann. Behinderung ist jede Beeinflussung der 
normalerweise üblichen Verkehrsteilnahme (Ausweichen, Anhalten, Warten auf Gegenverkehr) 

Á Halten: Wer länger als drei Minuten hält oder sein Fahrzeug verlässt, der parkt 

Á Parken: Das Fahrzeug wird abgestellt und zurückgelassen 

Á Ab 60 ģ Bußgeld gibt es automatischen einen Punkt im Fahreignungsregister, 
Fehler im bundeseinheitlicher Tatbestandskatalog, Stand: 28.04.2020 - 13. Auflage  

Weitere Infos: https://www.gehwege -frei.de/rechtliche -aspekte/illegales-gehwegparken.html 
 

 

 

*  
*  
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Praxismodul  

Testballon  

Ucp npgt_r _lxcger* f_`c ´icglcl ?lqnpsaf _sd bgc Cprcgjsle tml ?sqiĈldrcl Ĉ`cp bgc @cf_lbjsle bcp tml gfk

erstatteten Anzeigen, weil er ersichtlich keine schützenswerten eigenen Interessen verfolge, sondern sich zum 

Q_afu_jrcp Ăddclrjgafcp Glrcpcqqcl eck_afr f_`c§, MTE JĈlc`spe* @cqafjsqq tmk 01,.7,0./1- 13 LA 144/12, 

https://openjur.de/u/647238.html  

 

Wie erhalte ich doch die notwendige Auskunft, ob meinen Anzeigen nachgeganen wird?  

Á Befreundeten Fahrzeughalter wegen Bagatelle (10 ģ) anzeigen, schauen, ob Bußgeldbescheid kommt und 10 ģ an 

Freund geben. Information erhalten, welche Angeben zum Zeugen drin stehen.  

Á Behörde kann nicht nachvollziehen, dass sie gerade einem Test unterzogen wurde. 

Á Rechtsgrundlage Anhörungsbogen/Bußgeldbescheid, Nennung des Namens als Zeugen: 

https://twitter.com/DavidGruenewald/status/1143445226935201792  

Á Testballon wiederholen, wenn Datenschutzbeauftragter eingeschritten ist 
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Praxismodul  

Mit der Behörde kommunizieren  

Á Freundlich, seriös und knapp formulieren Ą kein Raum für 
Missverständnis lassen, keine alten Vorwürfe mitschicken 

Á Nur ein konkretes Anliegen für eine konkrete Straße pro E-

Mail, aussagekräftige Fotos  

Á Bei mehreren Anliegen mehrere Mails mit 

unterschiedlichem Betreff an unterschiedlichen Tagen. 

Dabei keine Querbezüge herstellen 

Á Cknd_leq`cqròrgesle &KBL* ´Cglqafpcg`cl kgr

PĈaiqafcgl§'und  ì`cpkgrrjsleqqr_rsq &BQL* ´Cglqafpcg`cl

Cgluspd§' lsrxcl 

Á Elektronisch signieren (PGP, Enigmail)1 

Á Wiedervorlage in eigenen Kalender eintragen (z.B. 1 

Monat). Bei ausbleibender Antwort knapp nachfragen, 

dabei keine neuen Fakten oder Argumente vortragen, sonst 

beginnt Prüfprozess u.U. erneut Ą weiterer Zeitverlust 

 

1 Anfragen werden in der Regel auch ohne Signatur beantwortet. Es gibt der Sache einen 

verbindlicheren Anstrich 37 



Praxismodul  

städtische Mängelmelder  
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Praxismodul  

städtische Mängelmelder  
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Praxismodul  

Informationsbeschaffung I  

Á Informationsfreiheitsgesetze nutzen 

Á Anfrage über Plattform FragDenStaat  

Á Plattform erinnert bei eingeschlafenen 

Anfragen 

Á Antwort wird öffentlich zugänglich archiviert 

und für andere Aktivist:innen   und 

Journalist:innen auffindbar  

Á Tmp ?ldp_ec ispx l_af ´?`qafjcnncl§ `cg

FragDenStaat suchen und auf eigenes 

Bundesland filtern 

Á Neutrale Formulierung lässt offen, ob ein:e 

Autofahrer:in  fragt, wo man ohne Gefahr 

eines Strafzettels bzw. Abschleppvorgangs 

parken kann oder ob Fußgänger:in eigene 

Rechte verteidigt  

Ą stichhaltige Antwort zu erwarten  

Quelle: https://fragdenstaat.de/anfrage/abschleppen -und-umsetzen-von-kraftfahrzeugen-

gehwegrestbreite/ 
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Praxismodul  

Informationsbeschaffung II  

Á Manchmal werden Anfragen nach einem 
Informationsfreiheitsgesetz zurückgewiesen 

Á Nun führt der Weg über den passenden 
städtischen Ausschuss 

Á Bürger:innen können in der Regel in 
Ausschusssitzungen vor Eintritt in die 
Tagesordnung Fragen stellen1  

Á Frage mindestens eine Woche vorab per E-Mail 
an Geschäftsstelle der 
Stadtverordentenversammlung schicken, damit 
Verwaltung Antwort vorbereiten kann  

Á In der Regel eine gezielte Rückfrage zulässig 

Á Pünktlich erscheinen, Ausdruck der Fragen 2x 
dabei haben. Ein Exemplar vor Beginn der 
Sitzung an Protokollführung übergeben 

Á Antwort verlesen lassen und Antwortblatt vom 
Magistratsmitglied mitgeben lassen 

Á Zu Hause in Ruhe auswerten 

Geschäftsverteilungsplan am Beispiel Darmstadt  
Straßenverkehrsrecht Ą Ausschuss für Bauen, Stadtplanung, Verkehr  und Liegenschaften 

Ordnungsrecht Ą Ausschuss für Sport und Gesundheit (einschl. öffentliche Einrichtungen und 

Ordnungswesen ) 

1 § 13 Abs. 2 der Geschäftsordnung für die 

Stadtverordnetenversammlung der Wissenschaftsstadt Darmstadt 

vom 7. November 2017  
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Praxismodul  

Informationsbeschaffung III  

Vorschläge für Anfragen (lieber Zug um Zug und nicht zu viele Fragen auf einmal stellen)  

Á Wie werden Anzeigen von Privatpersonen hinsichtlich Verkehrsordnungswidrigkeiten (z.B. Parkverstöße) seitens 

unserer Stadt verfolgt? 

Á Wo und wie viele Kfz wurden in den vergangen drei Jahren in unserer Stadt abgeschleppt oder umgesetzt? Bitte 

nach Jahren und Straßenteil aufschlüsseln: Gehweg, Radweg, ÖPNV-Trasse, Fahrbahn, Parkplatz, Sonstige 

Á Welche Richtlinie/Dienstanweisung/ermessenslenkende Vorschriften gilt in unserer Stadt und in welchen Fällen ist 

regelmäßig mit dem Abschleppen und Umsetzen von Kraftfahrzeugen zu rechnen? Bitte als Volltext anfügen. 

Á Wie gestaltet sich die Zusammenarbeit mit der Landespolizei, um eine einheitliche Ahndungspraxis auch außerhalb 

der üblichen Geschäftszeiten und am Wochenende sicherzustellen? 

Á Bei welcher freizuhaltende Mindestbreite von Gehwegen wird nicht mehr gegen auf dem Gehweg falsch abgestellte 

Fahrzeuge eingeschritten und auf welcher Rechtsgrundlage? Ist das Mindestmaß in den Richtlinien für die Anlage 

von Stadtstraßen zu finden? Welche Differenzierung erfolgt hinsichtlich Schulwegen, Gehwegen vor Kranken- und 

Pflegeeinrichtungen, erhöhten Bedarfen in Straßen mit Geschäftsfunktion, nach Höhe der Gebäude und 

Einfriedungen? Wie ist ein unbehinderter Begegnungsfall von Rollstühlen und Kinderwagen gewährleistet? 

Á Welche Richtlinien ergänzen die RSA95 in unserer Stadt hinsichtlich Baustellen in Gehwegbereichen? Wie wird 

sichergestellt, dass Fußverkehr angemessen berücksichtig ist? 
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Praxismodul  

Informationsbeschaffung IV  

Á Arbeit der Landes- und kommunalen Polizei kann über Anfrage im passenden Parlament kontrolliert werden 

Á Kontakt zu verkehrspolitischen Sprecher:innen einer vernünftigen Oppositionspartei aufbauen 

Á Fragen einreichen und Antworten erhalten 

Beispiele für Anfragen und Erlasse/Geschäftsanweisungen zum Abschleppen und Umsetzen von Kraftfahrzeugen: Hessen, Friedrichshain-Kreuzberg, Baden-Württemberg, Berlin  
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Praxismodul  

Informationsbeschaffung V  

Vorbemerkung Minister des Innern und für Sport:  

Á Nach § 1 des Hessischen Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und Ordnung (HSOG) obliegt es den 
Gefahrenabwehrbehörden und Polizeibehörden als gemeinsame Aufgabe, Gefahren für die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung abzuwehren. Als Gefahrenabwehrbehörde  definiert das Gesetz Verwaltungsbehörden und 
Ordnungsbehörden.  

Á Im Kontext dieser Anfrage ist die Hessische Polizei Polizeibehörde und die städtische Verkehrspolizei in Frankfurt 
am Main Gefahrenabwehrbehörde (Ordnungsbehörde im Sinne des HSOG). § 2 S. 1 HSOG regelt den Grundsatz 
der Subsidiarität polizeilicher Zuständigkeit . Den Ordnungs- und Polizeibehörden fällt demnach die Erfüllung 
von Aufgaben der Gefahrenabwehr nur dann zu, wenn andere Behörden (Verwaltungsbehörden) die jeweiligen 
Gefahren nicht oder nicht rechtzeitig beseitigen können.  

Á Die örtliche Ordnungsbehörde  wird beim Abschleppen eines Fahrzeugs, das unter Verstoß gegen ein von der 
örtlichen Ordnungsbehörde erlassenes Verkehrszeichen abgestellt bzw. geparkt wurde, in originärer 
Zuständigkeit  tätig. In allen anderen Fällen sind die örtlichen Ordnungsbehörden (in Frankfurt am Main die 
städtische Verkehrspolizei) für die Beseitigung von Störungen durch rechtswidrig parkende Fahrzeuge 
gleichermaßen subsidiär zuständig , wie es die Polizeibehörden grundsätzlich  sind.  

Á Zwischen diesen beiden Behörden greift dann der verwaltungsrechtliche Grundsatz der Erstbefassung. Das 
bedeutet, diejenige Behörde, die sich der Sache zuerst angenommen hat, ist gehalten, sie als eigene Aufgabe 
weiter zu verfolgen . 

Hessischer Landtag: Kleine Anfrage Hermann Schaus (DIE LINKE) vom 10.07.2019 Falschparker und unklare Zuständigkeiten zwischen Hilfspolizei und Landespolizei 

Drucksache 20/932, http://starweb.hessen.de/cache/DRS/20/2/00932.pdf  
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Praxismodul  

Informationsbeschaffung VI  

Ist es der Polizei verboten, falsch abgestellte Pkw abzuschleppen?  

Á Nein 

 

Sind landesweit einheitliche Regelfälle für das Abschleppen definiert (Beispiel Berlin, Hamburg)?  

Á In Hessen existiert keine Erlassregelung im Sinne der Fragestellung 

 

Darf die 110 genutzt werden?  

Á Ein Verbot, bei einer bestehenden Gefährdung im Straßenverkehr den Notruf 110 zu nutzen, besteht nicht. Anrufer 

können an die reguläre Telefonnummer der betreffenden Dienststelle verwiesen werden 

 

Gab es in Hessen Fälle, bei denen Polizeibeamtinnen und -beamte persönlich für die Kosten einer durchgeführten 
und anschließend gerichtlich für unverhältnismäßig erklärten Abschleppmaßnahme aufkommen mussten, wie es 

gerüchteweise unter Polizeibeamtinnen und -beamten heißt?  

Á Fälle, in denen Polizeibeamtinnen und -beamte für die Kosten von gerichtlich für unzulässig er-klärten 

Abschleppmaßnahmen aufkommen mussten, sind nicht bekannt 

 

Hessischer Landtag: Kleine Anfrage Hermann Schaus (DIE LINKE) vom 10.07.2019 Falschparker und unklare Zuständigkeiten zwischen Hilfspolizei und Landespolizei 

Drucksache 20/932, http://starweb.hessen.de/cache/DRS/20/2/00932.pdf und  

Drucksache 20/933, http://starweb.hessen.de/cache/DRS/20/2/00933.pdf  
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Praxismodul  

Informationsbeschaffung VII  

Im welchen Bereichen wurde 2015 bis 2018 abgeschleppt? 
Hinweis: es sind nur Fälle der Landespolizei aufgelistet und nicht die der örtlichen Behörden 

Hessischer Landtag: Kleine Anfrage Hermann Schaus (DIE LINKE) vom 10.07.2019 Falschparker und unklare Zuständigkeiten zwischen Hilfspolizei und Landespolizei 

Drucksache 20/933, http://starweb.hessen.de/cache/DRS/20/2/00933.pdf  
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MAßNAHMEN DES 

STRAßENVERKEHRSRECHTS 
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Praxismodul  

Angeordnetes Gehwegparken I  

Zum Parken ist der rechte Seitenstreifen, dazu gehören auch entlang 

der Fahrbahn angelegte Parkstreifen, zu benutzen, wenn er dazu 

ausreichend befestigt ist, sonst ist an den rechten Fahrbahnrand 
heranzufahren . (§ 12 Abs. 4 StVO) 

Ist das Parken auf dem Gehweg erlaubt, ist hierzu nur der rechte 

Gehweg, in Einbahnstraßen der rechte oder linke Gehweg, zu 

benutzen. (§ 12 Abs. 4a StVO) 

Das Parken auf Gehwegen darf nur zugelassen werden, wenn 

genügend Platz  für den unbehinderten Verkehr von Fußgängern  

gegebenenfalls mit Kinderwagen  oder Rollstuhlfahrern  auch im 

Begegnungsverkehr  bleibt, die Gehwege und die darunter liegen 

den Leitungen durch die parkenden Fahrzeuge nicht beschädigt 

werden können und der Zugang zu Leitungen nicht beeinträchtigt 

werden kann sowie die Bordsteine ausreichend abgeschrägt und 

niedrig sind. Die Zulassung des Parkens durch Markierung auf 
Gehwegen ist dort zu erwägen, wo nur wenigen Fahrzeugen das 

Parken erlaubt werden soll; sonst ist die Anordnung des Zeichens 

315 ratsam. (VwV-StVO zu Anlage 2 lfd. Nummer 74 

Parkflächenmarkierungen) 

Zeichen 315 in seinen 32 Varianten 
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Praxismodul  

Angeordnetes Gehwegparken II  

Verwaltungsvorschrift nennt keine Mindestbreite  
(VwV-StVO zu Anlage 2 lfd. Nummer 74 
Parkflächenmarkierungen) 

 

Sekundärliteratur  

Á ´Sk cglcl gl bgcqck Qgllc sl`cfglbcprcl Tcpicfp
aufrecht zu erhalten, muss regelmäßig eine 
Gehwegbreite von 2 m, mindestens aber von 1,5 
m Breite verbleiben ,§ &Qafs`cpr* QrTM _irscjj*
Straßenverkehrsordnung mit Kommentar) 

Á Empfehlungen für Fußgängerverkehrsanlagen (EFA) 
differenzieren  differenzierten Angaben stärker. Es 
kommt auf Verkehrsbelastung, Umfeld (z.B. 
Schulen, Pflegeheime, Krankenhäuser, aber auch 
Geschäfte mit Schaufenstern und Auslagen, 
Außengastronomie etc. an) 

 

Ą Behörde muss Prüfung und Abwägung im Einzelfall 
vornehmen. Eine pauschale Breite  wird nicht allen 
Situationen des Lebens gerecht und führt zum 
Ermessensausfall  

 
Weitere Infos: https://www.geh -recht.de/gehwege#Breite 
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Praxismodul  

Antrag auf Neuverbescheidung  

Á Straßenverkehrsbehörde, Straßenbaubehörde sowie die Polizei sind gehalten, bei jeder sich bietenden 

Gelegenheit verkehrsrechtliche Anordnungen (hier: Schilder, Markierungen) auf ihre Zweckmäßigkeit zu prüfen  

Á Ohne Kostenrisiko 

Á Beispiele: Angeordnetes  Gehwegparken, Radwegbenutzungspflichten,  

Fehlende Freigabe von Einbahnstraßen für Radfahrende in beide Richtungen etc. 

 

Bei ausbleibender oder unbefriedigender Antwort  

Á Leistungsklage / Untätigkeitsklage nach angemessener Frist möglich (Kostenrisiko) 

Á Unterschied zur Anfechtungsklage : es kommt nicht auf die erstmalige Kenntnisnahme des belastenden 

Verkehrszeichens an 

Á EpmÓcp Ecqr_jrsleqqngcjp_sk cpĂddlcr qr_rr cgld_af lsp ´Tcpicfpqxcgafcl uce§ 
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Praxismodul  

Gehwegparken entfernen  

Vorher  Nachher  
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Praxismodul Gehwegparken entfernen: 

Musterschreiben  

Antrag auf Neubescheidung der verkehrsrechtlichen Anordnung in der Gustav -Lorenz-

Straße 11, Parken auf Gehweg ohne ausreichende Fläche für den Fußverkehr  

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

in der Gustav-Lorenz-Straße, etwa auf Höhe der Hausnummer 11, ist das Parken auf dem 

Gehweg gestattet. Anbei ein Foto. 

 

Der verbleibende Raum auf dem Gehweg reicht, insbesondere wegen der technischen 

Einbauten, nicht aus, um einen Begegnungsverkehr der Fußgänger zu gewährleisten. Wie 

sich im Lichtbild erkennen lässt, ist der Verkehrsraum bereits mit einer Person ohne 

Kinderwagen oder Rollstuhl ausgeschöpft. 

 

Dieser Zustand ist mit der allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Straßenverkehrs-Ordnung 

(VwV-StVO) zu Anlage 2 lfd. Nummer 74 Parkflächenmarkierungen unvereinbar. Dort heißt es 

lòkjgaf ´B_q N_picl _sd Ecfucecl b_pd lsp xsecj_qqcl ucpbcl* ucll eclĈeclb Nj_rx dĈp

den unbehinderten Verkehr von Fußgängern gegebenenfalls mit Kinderwagen oder 

Pmjjqrsfjd_fpcpl _saf gk @cecelsleqtcpicfp `jcg`r,§ 

 

Aus den dargelegten Gründen beantrage ich, die Parkmarkierung zu entfernen und durch 

das Zeichen 299 zu ersetzen.  

[Grußformel]  

Á Gustav-Lorenz-Straße in Darmstadt, 2017 

Á Nach nebenstehendem Schreiben an Stadt Darmstadt 

vom 29. Juni 2017 war weniger als einen Monat später 

die Anordnung beseitigt und die Grenzmarkierung 

(Zeichen 299, Zick-Zack-Linie) verlängert  

Á Musterschreiben generieren: 

https://wegerecht.org/gehwege/  
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Praxismodul: Akteneinsicht in 

verkehrsrechtliche Anordnungen  

Á ?irclcglqgafr gqr xsjòqqge slb `cepĈlbcr ´qmucgr bgc Icllrlgq bcq ?irclglf_jrq xsp

Geltendmachung  oder Verteidigung rechtlicher Interessen cpdmpbcpjgaf gqr,§ &§ 29 

Abs. 1 VwVfG) 

Á Kurz begründen, dass man Widerspruch/Anfechtungsklage gegen 

Verkehrszeichen erwägt  bzw. einen Antrag zur Neuverbescheidung vorbereitet, 

weil Verkehrszeichen eigene Rechte verletzten könnte 

Á Auskunft der Behörde vorab ist zum beiderseitigen Vorteil , um Aufwendungen für 

Klage zu vermeiden. Spätestens im Verfahren beim Verwaltungsgericht kommt 

sowieso alles auf den Tisch 

Á So lässt sich überprüfen, ob z.B. verbleibende Gehwegbreiten beim angeordneten 

Parken ohne Ermessensfehler pflichtbewusst abgewogen wurden 

Á Akteneinsichtsrecht auch gerichtlich bestätigt1: AG Heidelberg, Beschluss vom 

26.07.2017 ­ 16 OWi 432/17, https://www.iww.de/quellenmaterial/id/196269  

Beispiel aus dem Fahrradbereich: Stadt Bad Kissingen (1994). Freigabe einer 

Einbahnstraße für den Radverkehr in beiden Richtungen, 

https://fragdenstaat.de/anfrage/fur -radverkehr-in-gegenrichtung-gesperrte-

einbahnstraen-1/479178/anhang/doc09743020200420155139.pdf  

1 Hier ging es zwar um Geschwindigkeitsmessung/Strafzettel. Akteneinsicht ist statthaft, um zu 

überprüfen, ob Verkehrszeichen überhaupt korrekt angeordnet war 
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Verbindlichkeit der  

Richtlinien zum Straßenbau  

Á Die Empfehlungen für Fußgängerverkehrsanlagen (kurz EFA) sind 

ein in Deutschland gültiges technisches Regelwerk, das von der 

Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen 

herausgegeben wird. Die aktuellen Empfehlungen stammen aus 

dem Jahr 2002.  

Á Die EFA sind vom Bundesverkehrsministerium nicht verbindlich 
eingeführt. Sie bilden dennoch den Stand der Technik und sind 

damit quasi-ermessenslenkende Vorschrift 

 

Á In Darmstadt gilt der folgende Beschluss: Grundsätzlich sind die 

´Ckndcfjslecl dĈp P_btcpicfpq_lj_ecl &CP?' slb

DsÓeòlecptcpicfpq_lj_ecl &CD?'§ gl bcp hcucgjq eĈjrgecl D_qqsle _jq

verbindliches Regelwerk für alle Planungen und baulichen 

Maßnahmen anzuwenden. 
Wissenschaftstadt Darmstadt, Leitlinien Nahmobilität, Beschluss 2020/0045 vom 2. April 2020, 

https://ris.darmstadt.de/beschluesse_details.php?vid=20202102100044&nid=ni_2020 -Stavo-

146&select_gremium=&select_art=&status=1  
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Praxismodul: Parkdruck vs. 

Parkraumbewirtschaftung  

Á Mpblsleq`cfĂpbcl _peskclrgcpcl fòsdge* bcp ´N_pibpsai§ qcg qm fmaf* b_qq
man Gehwegparken nicht ahnden könne 

Á B_`cg gqr pgafrge8 ´Bgc Qrp_Ócltcpicfpq`cfĂpbcl rpcddcl _saf bgc
notwendigen Anordnungen Y·[ gk Xsq_kkclf_le kgr bcp Icllxcgaflsle
von Parkmöglichkeiten für Bewohner städtischer Quartiere mit erheblichem 
Parkraummangel  durch vollständige oder zeitlich beschränkte Reservierung 
des Parkraums für die Berechtigten oder durch Anordnung der Freistellung 
von angeordneten Parkraumbewirtschaftungsmaßnahmen § &§ 45 Abs. 1b 
Nr. 2a StVO) 

Á Parkraumbewirtschaftung entlastet von Dauerparker:innen (Verkürzung der 
Parkzeit). Garagen und private Stellplätze auf den Grundstücken werden 
stärker, der öffentliche Raum besser ausgenutzt 

Á Parkscheinpflicht motiviert Kommune, Kontrollen durchzuführen. 
Parkflächen werden auf Fahrbahn gekennzeichnet, Gehwegparken als 
Beifang 

Á Beispiel Darmstadt: Allgemeine Bewirtschaftung, keine Bewohnerparkplätze 
ausgewiesen. Erteilung eines Parkausweises für 120,- ģ im Jahr , höher 
möglich gem. § 46 Abs. 1 Nr. 4a StVO . 

Á Andere Kommunen nutzen Bewohnerparken ohne allgemeine 
Bewirtschaftung und dürfen deshalb nur 10,20 ģ bis 30,70 ģ für einen 
Bewohnerparkausweis gem. § 45 Abs. 1b Nr. 2a StVO verlangen 

Neue Zonenbeschilderung in Darmstadt  
Zeichen 314 (Parkraumbewirtschaftungszone), 

Zusatzzeichen  mit Parkschein oder Mobiltelefon  

Mo ­ Sa 8 ­ 20 h 
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Praxismodul  

Wege aus der Stellplatzpflicht I  

Städtische Satzung regelt, wie viele Kfz-Stellplätze pro Nutzungseinheit (Wohnung, Verkaufsfläche, Sportstätte etc.) 

errichtet werden müssen. Wenn Stadt keine Satzung erlässt, gelten Rahmenverordnungen  der Länder. Städte haben bei 

Erlass der Satzungen Ermessensspielraum  

 

Beispiele 

Á Berlin: keine Stellplatzbaupflicht (ca. 40 bis 50% Reduzierung des Stellplatzbaus in Berlin-Mitte, keine 

Verweigerung beim Bau von Wohnungsstellplätzen 

Á Hessen: Stellplatzbaupflicht als Satzung der Gemeinden mit Rahmensatzung des Landes 

Á Baden-Württemberg: Stellplatzbaupflicht -Pflicht mit Berücksichtigung OPNV 

Á Nordrhein-Westfalen: Stellplatzbaupflicht-Pflicht mit Verzichtssatzung 

Á Hamburg: Stellplatzbaupflicht ohne Ablösung bei Beschränkung 
Quelle: Lehmbrock, Michael (2010): Der Berliner Weg: Von der Abschaffung der Stellplatzbaupflicht zur Einschränkung der Stellplatzbaumöglichkeit (PDF; 4,1 MB), Vortrag, 

Tcp_lqr_jrsle bcp EpĈlcl Dp_irgml gk Fcqqgqafcl J_lbr_e §Cddcirgt qrcscpl kgr bcp Qrcjjnj_rxq_rxsle8 Af_lacl dĈp cglc l_aff_jtige Stadt- slb Km`gjgròrqclrugaijsleµ* Dp_lidspr*

April 2010  

 

Weitere Quellen: § 37 I BW LBO, Art. 47 I 1, 2 BayBO, § 49 BbgBO, § 49 BremLBO, § 49 I LBO MV, § 47 I 1, 2 NBauO, § 51 I 1 BauO NRW, § 47 I 1, 2 LBauO RP, § 47 I 1, 2 SL 

LBO, § 48 I SA LBO, § 50 I 1 SH LBO, § 49 I 1, 2 ThürBO nach Füßer* Ij_sq* Imkksl_jnmjgrgi xsk ´psfclbcl Tcpicfp§8 KĂejgaficgrcl slb Epclxcl dĈp eckcglbjgafc

Stellplatzsatzungen 
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Praxismodul  

Wege aus der Stellplatzpflicht II  

Á Parkraumbewirtschaftung kann die Errichtungspflicht von Stellplätzen begrenzen. Langfristig gibt es so weniger 

Autos in der Stadt, weil der Parkraum nicht mehr automatisch zu Verfügung steht und im öffentlichen Raum nach 

Ermessen der Behörden anderen Nutzungen zugewiesen werden kann 

Á ´Gl Ec`gcrcl kgr ugpiq_kcp N_pip_sk`cugprqaf_drsle &Ec`gcrc* gl bclcl gk Ăddclrjgafcl Qrp_Óclp_sk b_q

Verhältnis zwischen Parksuchverkehr und Anzahl verfügbarer Stellplätze zielgerichtet gesteuert wird) entfällt die 

Pflicht zur Herstellung von Garagen oder Stellplätzen. Diese Gebiete sind in Anlage 3, die Bestandteil dieser 

Q_rxsle gqr* ecqmlbcpr _sqecugcqcl,§ 
§ 3 Abs. 7 Satzung über die Herstellung von Stellplätzen oder Garagen und Abstellplätzen im Gebiet der Wissenschaftsstadt Darmstadt (Einstellplatzsatzung) vom 

26.06.2019 

Á Nebenfolge: Errichtung von Wohnraum wird günstiger. Quartiersgarargen können mit marktkonformen Preisen 

unabhängig von der Wohnungsmiete betrieben werden. 
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Praxismodul  

Baustellen auf dem Gehweg I  

Á Richtlinien für die Sicherung von Arbeitsstellen an Straßen (RSA)  

Á Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für die 

Sicherungsarbeiten an Arbeitsstellen und Straßen (ZTV-SA) 

Á Kommunen und Länder haben oft eigene Leitfäden, die die RSA von 1995 

sinnvoll ergänzen 

Á E-Mail an Straßenverkehrsbehörde: korrekte Notwege notwendiger Breite 

und Höhe einrichten lassen. Anrampungen bei Bordsteinkanten.  

Á Danach: Bei Bußgeldstelle Anzeige gegen Bauherren erstatten 

TBNR Tatbestand  Bußgeld 

(ģ) 

Punkte 

145606 Sie unterließen es als Verantwortlicher, vor Baubeginn 

eine Anordnung bei der zuständigen Behörde hinsichtlich 

der Beschilderung/Regelung des Verkehrs einzuholen. 

75 Ç 

145612 Sie befolgten als Verantwortlicher nicht die Anordnung 

der zuständigen hinsichtlich der Beschilderung/Regelung 

des Verkehrs. 

75 Ç 
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Praxismodul  

Baustellen auf dem Gehweg II  

AGFK Baden-Württemberg, Leitfaden Baustellen 

Führung von Fuß- und Radverkehr im 

Baustellenbereich mit Vollzugsempfehlungen 

Wissenschaftsstadt Darmstadt: Fuß- und 

Radverkehrsführung an Arbeitsstellen 

AGFK Bayern, Leitfaden Baustellen, Führung von 

Fuß- und Radverkehr im Baustellenbereich mit 

Vollzugsempfehlungen 59 



Praxismodul  

Zug um Zug zum Ziel  

Manchmal kann es sinnvoll sein, mehrere schlechte verkehrsrechtliche 

Anordnungen nacheinander anzugehen, damit Behörde nicht abwiegelt. 

 

Beispiel: Gustav -Lorenz-Straße in Darmstadt  

Á Schritt 1: Gehwegparken entfernen 

Á Schritt 2: Einbahnstraße für Radverkehr in beide Richtungen öffnen 

Schreiben an Stadt Darmstadt vom 16. Februar 2019 
60 



ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 
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Quelle: Darmstädter Echo, 12. April 2018, S. 10 
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Quelle: Darmstädter Echo, 19. Oktober 2018, S. 9 
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Praxismodul:  

Auf Presseberichte reagieren  

Quelle: Darmstädter Echo, 22. August 2018 (online) 

64 



Praxismodul:  

Auf Pressebereichte reagieren  

Quelle: Frankfurter Rundschau, 6. September 2018 (online) 
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Quelle: Darmstädter Echo, 6. Juni 2019, S. 12 
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Praxismodul:  

Auf Presseberichte reagieren  

Å Umweltdezernentin zeigt privat auf 

dem Gehweg vor einer Kita 

abgestelltes Fahrzeug an , in der ihre 

Enkel betreut werden. Fahrer:in ist 

nicht in Sicht  

Å Falschparkerin  arbeitet im städtischen 

Schulamt, ihr Ehemann ist Anwalt . Er 

gibt an, sie habe als hoch Schwangere 

Gleichgewichtsstörungen  und 

kürzlich Kreislaufkollaps gehabt 

Å Leiter der ECHO-Lokalredaktion in 

Darmstadt legt wert darauf, dass 

Ordnungsdezernent zuständig ist und 

legt nahe, dass die Einstellung des 

Verfahrens (30 ģ @sÓecjb' ´`cgbcl

Qcgrcl clrececl imkkc§ 

Quelle: Darmstädter Echo, 15. April 2020, S. 11 
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